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Der Bundesminister 53 Bonn-Bad Godesberg 1, den 3. Juni 1970 

für 

Jugend, Familie und Gesundheit 

HI 1 -41160- 1282 1/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Ärzte im öffentlichen Gesundheitswesen 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktionen der SPD, FDP 
- Drucksache VI/661 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Welches Bild ergibt die Altersstruktur der beamteten Ärzte? 

Bei den beamteten Ärzten des öffentlichen Gesundheitswesens 
überwiegen nach Angaben der Länder, soweit sie bisher vor- 
liegen, und nach Angabe des Bundesverbandes der Ärzte des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes bei weitem die höheren Al- 
tersgruppen zwischen 45 und 60 Lebensjahren. Der Anteil der 
unter 40jährigen ist sehr gering. Das Durchschnittsalter für 
Ärzte und Ärztinnen in den Lehrgängen der Akademien für 
Staatsmedizin liegt nach einem Bericht an die Konferenz der für 
das Gesundheitswesen zuständigen Minister und Senatoren der 
Länder (Gesundheitsministerkonferenz) aus dem Jahre 1968 bei 
40 Jahren. Von den 33 z. Z. im Bundesinnenministerium und im 
Bundesgrenzschutz tätigen Sanitätsoffizieren scheidet der größte 
Teil bis zum Jahre 1981 aus Altersgründen aus. 

i 

2. Wie hoch beläuft sich der Fehlbestand an beamteten Ärzten, 
bezogen auf die allgemein üblichen Bemessungsgrundlagen? 

Exakte Angaben über den Fehlbestand an beamteten Ärzten 
können nicht gemacht werden. Eine von der Gesundheitsminister- 
konferenz am 22. November 1968 für erforderlich gehaltene 
Schlüsselzahl bezieht sich auf die hauptamtlich tätigen Ärzte im 
Gesundheitsamt und umfaßt sowohl beamtete als auch ange- 
stellte Arzte. Nach diesem Arzteschlüssel muß in der Regel ein 
Arzt für 22 500 Einwohner zur Verfügung stehen, damit das 
Gesundheitsamt in der Lage ist, seine Aufgaben zu erfüllen. 

Auf Grund einer Umfrage an die Bundesländer wurde der Bun- 
desregierung von 2 Ländern unter Zugrundelegung des genann- 
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ten Ärzteschlüssels ein Fehlbestand an hauptamtlich tätigen 
Ärzten des öffentlichen Gesundheitsdienstes von 22,0% und 
63,0% genannt. Für drei weitere Bundesländer konnte auf 
Grund der gemeldeten Ängaben ein Fehlbestand von 28%, 
39% und 40% errechnet werden. In ihrer Entschließung weist 
die Gesundheitsministerkonferenz darauf hin, daß besondere 
Umstände, wie sie in den Stadtstaaten, in größeren Städten in 
ausgedehnten Flächenkreisen und in Wirtschafts- und Behör- 
denzentren vorliegen können, einen günstigeren Ärzteschlüssel 
erfordern. 

Mit der erwarteten Bevölkerungszunahme und Fiäufung der 
Äufgaben auf Grund der Weiterentwicklung des Gesundheits- 
wesens steigt der Ärztebedarf kontinuierlich an. Bei den in der 
Jugendzahnpflege tätigen Zahnärzten sind zwar nur etwa 10% 
der gegenwärtig vorhandenen Planstellen unbesetzt, der Bun- 
desverband der Zahnärzte des öffentlichen Gesundheitsdienstes 
hält jedoch angesichts des notwendigen Äusbaues der Jugend- 
zahnpflege und des bereits jetzt bestehenden Nachholbedarfs 
eine Verdoppelung der Änzahl der Zahnärzte des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes für erforderlich. 

Von 42 Planstellen für den Sanitätsdienst im Bundesgrenzschutz 
sind z. Z. 31 besetzt, so daß sich ein Fehlbestand von 11 ergibt. 

3. Wird die Bundesregierung in die Untersuchungen der Enquete- 
Kommission für den öffentlichen Dienst auch die Verhältnisse 
bei den beamteten Ärzten einbeziehen? 

Die Studienkommission für den öffentlichen Dienst, die auf 
Grund des Beschlusses des Deutschen Bundestages vom 27. Fe- 
bruar 1970 von der Bundesregierung berufen wird, hat den Äuf- 
trag, Stellung und Äufgaben des öffentlichen Dienstes in der 
Gesellschaft von heute zu untersuchen. Damit obliegt es dieser 
Kommission, eine umfassende Änalyse des öffentlichen Dien- 
stes und Grundlagen für seine aufgabenbezogene und zeitge- 
mäße Fortentwicklung zu erarbeiten. In diese Ärbeit werden 
als Teilbereich auch die besonderen Verhältnisse bei den Ärz- 
ten im öffentlichen Gesundheitswesen einbezogen werden müs- 
sen. Die Bundesregierung wird darauf im Rahmen ihrer Zu- 
sammenarbeit mit der Studienkommission achten. 


4. Welche Erfahrungen wurden in den einzelnen Ländern mit der 
Übertragung von Aufgaben des öffentlichen Gesundheitsdienstes 
an frei praktizierende Ärzte gemacht (z. B. bei schulärztlichen, 
schulzahnärztlichen und sportärztlichen Untersuchungen sowie 
Untersuchungen innerhalb der Bundeswehr) ? 


Die Übertragung von Äufgaben des öffentlichen Gesundheits- 
dienstes an frei praktizierende Ärzte stößt insbesondere in länd- 
lichen Gebieten auf Schwierigkeiten, weil hier der Mangel an 
Ärzten in den Gesundheitsämtern besonders groß ist und die 
frei praktizierenden Ärzte übermäßig belastet sind. Dort wo es 
zu einer Übertragung von Äufgaben kommt, wird die Tätigkeit 
durch unterschiedliche Vor- und Weiterbildung sowie durch 
erschwerte Abgrenzung der Aufgabenbereiche in der Praxis und 
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für das Gesundheitsamt erschwert. Im allgemeinen können je- 
doch die Erfahrungen mit der Übertragung von Aufgaben an 
frei praktizierende Arzte als zufriedenstellend bezeichnet 
werden. 

Die besonderen und vielfältigen Aufgaben der Sanitätsoffiziere 
im Bundesgrenzschutz bei Eignungsuntersuchungen und im Ein- 
satz können von den Vertragsärzten nicht wahrgenommen wer- 
den, ihre Tätigkeit kann sich weitgehend nur auf den diagno- 
stisch-therapeutischen Bereich der kurativen Medizin erstrecken. 
Die Bundeswehr überträgt keine Aufgaben des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes an frei praktizierende Arzte. 

Die Beauftragung niedergelassener Zahnärzte mit Aufgaben des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes, die eine nachgehende Ge- 
sundheitshilfe und eine ausreichende gesundheitliche Auf- 
klärung zur Erzielung des erwünschten sozialhygienischen 
Effekts umfassen sollen, kann erst dann voll befriedigen, wenn 
der Zahnarzt ganzjährig halbtags für diese Aufgaben zur 
Verfügung steht. 

5. Werden Ausbildung, Fort- und Weiterbildung der Arzte im 
öffentlichen Gesundheitsdienst und die hierfür vorhandenen 
Institutionen für ausreichend gehalten? 

Die Bundesländer unterhalten Akademien für Staatsmedizin 
und veranstalten besondere Fortbildungskurse. Der Bundesver- 
band der Ärzte des öffentlichen Gesundheitsdienstes und seine 
Landesverbände führen wissenschaftliche Kongresse und Fort- 
bildungsveranstaltungen durch. 

Die Ausbildung an den von den Ländern getragenen Akademien 
für Staatsmedizin ist uneinheitlich, daher kann eine allgemein- 
gültige Aussage nicht gemacht werden. 

Nach überwiegender Auffassung reichen die Ausbildungs- und 
Fortbildungseinrichtungen noch nicht aus, um die Arzte des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes für die Dauer ihrer Tätigkeit 
den wachsenden Anforderungen entsprechend fort- und weiter- 
zubilden. Oft erschwert auch die angespannte Personallage die 
Wahrnehmung der Bildungsmöglichkeiten. 

Die für das Gesundheitswesen zuständigen Minister und Sena- 
toren der Länder halten daher den Ausbau leistungsfähiger 
Akademien für öffentliches Gesundheitswesen und die Förde- 
rung der Fortbildung für erforderlich. 

6. Welche Maßnahmen könnten die Länder auf Grund ihrer 
Zuständigkeit ergreifen, um den Fehlbestand zu überwinden? 

Zur Vermeidung des Fehlbestandes an Ärzten des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes halten die für das Gesundheitswesen zu- 
ständigen Minister und Senatoren der Länder in der am 
22. November 1968 gefaßten Entschließung folgende Maß- 
nahmen für erforderlich: 

1. Die Einrichtung von Lehrstühlen für Sozialhygiene und 
öffentliches Gesundheitswesen, 
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2. die Verbesserung der Arbeitsbedingungen im öffentlichen 
Gesundheitsdienst, 

3. die Festsetzung eines Arzteschlüssels von in der Regel einem 
Arzt auf 22 500 Einwohner, 

4. die Ablegung des Amtsarztexamens für den Amtsarzt, sei- 
nen Stellvertreter und andere Arzte mit herausgehobener 
Funktion, 

5. die Förderung der Ausbildung und Erleichterungen zur Teil- 
nahme an Fortbildungsveranstaltungen, 

6. die Schaffung leistungsfähiger Akademien für das öffentliche 
Gesundheitswesen, 

7. eine verstärkte Werbung für das öffentliche Gesundheits- 
wesen, 

8. die Gewinnung vorzugsweise jüngerer Arzte und die Schaf- 
fung einer ausreichenden Zahl von Nachwuchsstellen, 

9. die Einstufung, die Aufstiegsmöglichkeiten und Einkommen 
der Arzte des öffentlichen Gesundheitsdienstes müssen der 
Bedeutung und der Verantwortung sowie der erforderlichen 
Vorbildung entsprechen. 

Die Vorschläge konnten bisher in den Bundesländern noch nicht 
verwirklicht werden. Die Gewinnung von fachlich qualifizierten 
Ärzten für den öffentlichen Gesundsheitsdienst wird künftig 
noch schwieriger werden. Es wird nur durch außergewöhnliche 
Maßnahmen möglich sein, der durch diesen Kräftemangel be- 
dingten Beeinträchtigung des öffentlichen Gesundheitswesens 
zu begegnen. So schreibt in einem Bundesland die Weiterbil- 
dungsordnung zum Arzt für Allgemeinmedizin eine dreimona- 
tige Tätigkeit im öffentlichen Gesundheitsdienst vor. 

7. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung in der Zwi- 
schenzeit für Verbesserungen der personellen Ausstattung im 
öffentlichen Gesundheitsdienst? 


Die Bundesregierung hat auf Grund der Zuständigkeitsabgren- 
zung nur geringe Möglichkeiten, die personelle Ausstattung im 
öffentlichen Gesundheitsdienst zu verbessern. Bei der Reform 
des medizinischen Studiums soll die Sozialmedizin einschließlich 
der Organisation, der Aufgaben und Arbeitsprinzipien und der 
wesentlichen Rechtsvorschriften des öffentlichen Gesundheits- 
wesens stärker als bisher berücksichtigt werden. Dem Studie- 
renden soll auch Gelegenheit gegeben werden, sich während 
der Famulatur mit Einrichtungen des öffentlichen Gesundheits- 
dienstes vertraut zu machen. Mit diesen Maßnahmen soll er- 
reicht werden, daß frühzeitig ein stärkeres Interesse an einer 
Tätigkeit im öffentlichen Gesundheitsdienst geweckt wird. Dar- 
über hinaus fördert die Bundesregierung die Teilnahme der 
Arzte des öffentlichen Gesundheitsdienstes an Kongressen und 
Fortbildungsveranstaltungen durch jährliche finanzielle Zuwen- 
dungen an den Bundesverband der Arzte des öffentlichen Ge- 
sundheitsdienstes. Auch wird gegenwärtig geprüft, ob die Bun- 
desregierung den Aufbau und die Unterhaltung von Akademien 
für öffentliches Gesundheitswesen in den Ländern finanziell 
unterstützen kann. 

Käte Strobel 
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